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viele Opfer zu beklagen hatten. Durch in ternationale Abmachungen w ur­
den die notwendigen Voraussetzungen fü r die V erurteilung von K riegs­
und M enschlichkeitsverbrechen geschaffen und das Völkerrecht auf diesem 
Gebiet präzisiert.

Als erstes sind hierbei die M oskauer E rklärung vom 30.10.1943 über die 
V erantw ortlichkeit der H itleranhänger fü r begangene G reueltaten sowie 
das Londoner Vierm ächteabkom m en über die Verfolgung und Bestrafung 
der H auptkriegsverbrecher der europäischen Achse vom 8. 8. 1945 zu 
nennen.

Dem Londoner Abkom m en sind 19 w eitere S taaten beigetreten. Es 
en thält ein S ta tu t des In ternationalen  M ilitärgerichtshofes (Londoner 
S ta tu t oder IM T-Statut). In Art. 6 en thä lt das S ta tu t konkrete Tatbestände 
über Verbrechen gegen den Frieden, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und Kriegsverbrechen. Die gleichen T atbestände sind auch in  Art. 5 des 
S tatu ts des In ternationalen  M ilitärgerichtshofes fü r den Fernen Osten 
vom 19.1.1946 enthalten.

Die Grundsätze des Londoner Statuts und des Nürnberger Urteils sind 
durch Beschlüsse der Vollversam m lung der V ereinten N ationen vom 
11.12.1946 und 21.11.1947 als allgemein anerkannte Völkerrechtsgrund­
sätze mit Wirkung auch für die Zukunft bestätigt worden.

Auf der G rundlage der völkerrechtlichen V ereinbarungen, w ie dem 
Londoner S tatut, w urden nach 1945 Gesetze m it dem  Ziel der Bestrafung 
von Verbrechen gegen den Frieden und die M enschlichkeit erlassen. In 
Deutschland w aren es speziell das K ontrollratsgesetz Nr. 10 und die D irek­
tive 38 dazu.

Diese Normen w aren eine w esentliche G rundlage zur konsequenten 
Verfolgung und B estrafung der Kriegs- und Nazi Verbrecher auf dem 
Territorium  der dam aligen sowjetischen Besatzungszone.

4. Von Beginn der staatlichen Existenz der DDR an bestand ein 
wesentliches G rundanliegen darin , die ih r übertragenen völker­

rechtlichen Verpflichtungen und Festlegungen zur Bestrafung der K riegs­
und Naziverbrechen konsequent zu realisieren. Das kom m t besonders 
deutlich in der Verfassung der DDR, insbes. in der P räam bel und in den 
A rt. 6, 8 und 91 zum Ausdruck. Die DDR h at nicht nu r schlechthin die 
aufgeführten  völkerrechtlichen Abkom m en und Festlegungen akzeptiert, 
sondern deren G rundanliegen jederzeit nachdrücklich unterstü tzt. Auf 
dieser Basis w urde eine innerstaatliche Gesetzgebung erlassen, die die 
progressiven T raditionen des Völkerrechts fortsetzt und die in  ihrem  
Wesen um fassend den A nforderungen des m odernen Völkerrechts en t­
spricht. Nach G ründung der DDR w urde als einer der ersten um fassenden 
Gesetzgebungsakte und als erstes Strafgesetz das Gesetz zum Schutze des 
Friedens vom 15.12.1950 (GBl. S. 1199) erlassen. Dam it w urden völker­
rechtliche Forderungen verw irklicht. In der A ntw ort des M inisters der 
Justiz  auf eine an die 21. Tagung der V olkskam m er gerichtete Anfrage 
(1. 9. 1966) heißt es:


